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A k tfnzf1 i ehen : R A7R 123/82
Dundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 15. Februar 198M

- 5 AZR 123/82 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 16. September 1981

Düsseldorf -  ̂ Ca 3572/81 -
II. Landesarbeitsgericht 

Düsse!dorf
Urteil vom 17. Februar 1982 
- 12 Sa 13Qfs/B 1 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja

ntschei dunpssti chwort:
Widerspruch gegen den Übergang des Arbeitsverhältnisses

Hesefcz: BGB 5 613 a Abs. 1 Satz 1, $ 613 a Abs. 4, 9 2Ü2

Leitsätze:
1. Bei einem Wechsel des Betriebsinhabers kann der Arbeit­

nehmer dem Übergang seines Arbeitsverhältnisses auf den 
RetriebsnnchToi per widersprechen (ständige Rechtspre­
chung ries Bundesarbeitsgerichts, vgl. zuletzt Urteil 
des Senats vom 6. Februar 1980 - 5 AZR 275/78 - AP Nr. 
21 zu 5 613 a RGB).

2. Fin Widerspruch kommt jedoch nicht mehr in Frage, wenn 
sich der Arbeitnehmer mit dem bisherigen Arbeitgeber 
darüber einig war, daß das Arbeitsverhältnis auf den 
Betriebsnachfolger übergehen solle.

3. Der Widerspruch kann gegen Treu und Glauben verstoßen 
und deshalb unbeachtlich sein, wenn der Arbeitnehmer 
zuvor erklärt hatte, er werde dem Übergang des Ar­
bei tsverhäl tn i sses nicht widersprechen, und wenn der 
bisherige Arbeitgeber auf diese Erklärung seines Ar­
beitnehmers vertraut hat.
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5 AZR 123/82
12 Sa 1396/81 Düsseldorf
Verkündet am.
15. Februar 198U Im Namen des Volkes!
CI obes,Reg1erungssekret är 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle Urteil

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß ? 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 15. Februar 1984 durch den 
Vorsitzenden Richter D*". Thomas, den Richter Pr. Heitber 
und die Pichterin Michel s-Holl sowie den ehrenamtlichen 
Richter Arntzen und die ehrenamtl1 che Ricbterin Nipperdey
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für Hecht erkannt
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1. Auf die Revision der Kl Spor in wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Düs­
seldorf vom 17. Februar 1982 - 12 Sa 
1396/81 - aufgehoben, soweit es über 
die Feststellungsklage und die Kosten 
des Rechtsstreits entschieden hat.

2. Der Rechtsstreit wird insoweit zur an- 
derveiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an 
das Landesarbeitsgericht zurückvervie- 
sen.

V o n  R e c h t s  w e g e n ' !

T a t b e s t a n d  ;

Die Klägerin will festgestellt wissen, daft das zwischen den 
Parteien begründete Arbeitsverhältnis über den 2*1. Juli 19 8 1 
hinaus bis zum 30. September 1981 bestand. Die Beklagte macht 
geltend, das Arbeitsvorhältnis sei nach f 6 13 a Abs. 1 Satz 1 
BOB a u f  den Erwerber des Betriebes übergegangen.

Die Klägerin war bei der Beklagten ah 1. April 198O als
Verkäuferin in mehreren Boutiquen in Düsseldorf beschäftigt. Sie
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crhielt 1.900,—  DM brutto Lohn monatlich und 2 % Provision auf 
ihren Umsatz.

Im März 1981 trug die Beklagte sich mit dem Gedanken, die 
Boutique "A ", in der die Klägerin zu dieser Zeit arbeitete,
an den Kaufmann B zu veräußern. Diese Pläne erwähnte die
Ehefrau des Geschäftsführers der Beklagten, Frau F , auch
gegenüber der Klägerin. Sie bot der Klägerin für den Fall des
Verkaufes der Boutique "A " die Weiterbeschäftigung in der
Boutique "K " an. Vom 3. bis 27. Juli 1981 war die Klägerin 
in Urlaub. Am 28. Juli 1981 morgens erfuhr die Klägerin, daß die 
Beklagte nicht nur die Boutique "A ", sondern auch die Bou­
tique "K " zwischenzeitlich an den Kaufmann B ver­
äußert habe. Sie begab sich daraufhin zu einer dritten Boutique 
der Beklagten "Sch ". Von dort aus telefonierte die Klägerin
mit der Frau des Geschäftsführers der Beklagten, Frau F .Sie
lehnte dabei eine Tätigkeit für den Kaufmann E ab. Frau
F verwies daraufhin die Klägerin an ihren Anwalt. Vom 2 8 .
Juli bis 31* Juli 1981 war die Klägerin in der Boutique "Sch 

" tätig. Am 31. Juli 1981 teilte Frau F der Klägerin
mit, diese Boutique werde zum 1. August 1981 geschlossen.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, ihr Arbeitsver­
hältnis sei nicht nach f» 6 13 a BGB auf den Kaufmann B 
übergegangen. Sie habe dem Übergang rechtzeitig und rechtswirksam 
widersprochen. Sie hat - soweit für die Revision noch von Bedeu­
tung - beantragt,

festzustellen, daß das Arbeitsverhält-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-4-

nis der Parteien über den ?M. Juli 1981 
hinaus bis zum 30. September 1981 fort- 
bestanden hat.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, der Kaufmann B sei neuer Ar­
beitgeber der Klägerin geworden. Die Klägerin habe dem Übergang 
des Arbeitsverhältnisses nicht wirksam widersprochen, weil sie 
kein schutzwürdiges Interesse am Fortbestand des alten Arbeits­
verhältnisses gehabt habe. Im übrigen sei die Klägerin noch im 
Juni 1981 mit dem Übergang ihres Arbeitsverhältnisses auf den 
Kaufmann B einverstanden gewesen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage nur für den Zeitraum vom 
24. bis 31. Juli 1981 stattgegeben; den weitergehenden Antrag 
der Klägerin (August und September 1981) hat es abgewiesen. Die 
Berufung der Klägerin ist ohne Erfolg geblieben. Mit der Revisioi 
verfolgt sie ihren Klageantrag, soweit er abgewiesen wurde, wei­
ter .

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist begründet. Die Begründung, mit 
der das Berufungsgericht die Klage abgewiesen hat, hält einer 
rechtlichen Nachprüfung nicht stand. Zur weiteren Sachaufklärung 
muß der Rechtsstreit an das Berufungsgericht zurückverwiesen 
werden.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

I. Das Berufungsgericht- hat mit Recht angenommen, daß der
Kaufmann B in die Rechte und Pflichten aus dem am 24.
Juli 1981 zwischen den Parteien bestehenden Arbeitsverhältnis 
nach ? 613 a Abs. 1 Satz 1 BGB eingetreten wäre, wenn die Klä­
gerin dem Übergang des Arbeitsverhältnisses nicht wirksam wider­
sprochen hätte. Die Boutique "A ”, in der die Klägerin bis
zum Beginn ihres Urlaubs am 3* Juli 1981 beschäftigt wurde, war 
ein Betriebsteil im Sinne von ? 6 13 a Abs. 1 Satz 1 BGB. Diesen 
Betriebsteil hat der Kaufmann B am 24. Juli 1981 über­
nommen. Die Voraussetzungen des ? 613 a Abs. 1 Satz 1 BGB waren 
daher an sich erfüllt.

II. Die Entscheidung hängt in diesem Rechtsstreit deshalb nur
davon ab, ob die Klägerin dem Übergang ihres Arbeitsverhältnisses 
auf den Kaufmann B rechtswirksam widersprochen hatte.

1. Das Berufungsgericht hat grundsätzliche Bedenken geäußert, 
einem Arbeitnehmer das Recht einzuräumen, bei einem Betriebs- 
Übergang dem Übergang auch seines Arbeitsverhältnisses auf einen 
neuen Arbeitgeber zu widersprechen. Zumindest habe die Klägerin 
im vorliegenden Fall keinen vernünftigen Grund gehabt, dem Über­
gang des Arbeitsverhältnisses auf den Kaufmann B zu wi­
dersprechen. Der Kaufmann B habe das Arbeitsverhältnis
zu unveränderten Arbeitsbedingungen fortsetzen wollen. Die Be­
klagte selbst habe die Klägerin in anderen Boutiquen im Raum 
Düsseldorf nicht mehr weiterbeschäftigen können. Da eine Kündi­
gung aus Anlaß des Betriebsübergangs unzulässig sei 6 13 a 
Abs. 4 EGB), müsse das Arbeitsverhältnis auf den Erwerber des
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Betriebes oder Betriebsteils in jedem Falle übergehen.

2. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts geht bei einem 
Betriebs!nhaberwechsel das Arbeitsverhältnis eines im Betrieb 
oder Betriebsteil beschäftigten Arbeitnehmers nicht auf den Be­
triebserwerber über, wenn der Arbeitnehmer diesem Übergang des 
Arbeitsverhältnisses rechtzeitig und rechtswirksam widerspricht. 
Ein solches Widerspruchsrecht hat der Senat in ständiger Recht­
sprechung anerkannt (BAG Urteil vom 2. Oktober 1974 - BAG 2 6 ,
301, 304 f. = AP Nr. 1 zu ? 6 13 a BGB, zu II und III der Gründe; 
Urteil vom 17. November 1977 - 5 AZR 618/76 - AP Nr. 10 zu 
5 613 a BGB, zu I 1 der Gründe; Urteil vom 6 . Februar 1980 - 5 
AZR 275/78 - AP Nr. 21 zu $ 613 a BGB, zu II 2 und III der 
Gründe). Dieser Auffassung hat sich der Dritte Senat des Bundes­
arbeitsgerichts angeschlossen.

Der Senat hält trotz kritischer Einwände der Literatur 
(vgl. Zusammenstellung des Meinungsstandes bei Seiter, Be­
triebsinhaberwechsel, Schriften zur AR-Blattei, Bd. 9, S. 65 
f.) an seiner Auffassung fest. Mit der Kritik an seiner Recht­
sprechung hat er sich in den beiden zuletzt genannten Entschei­
dungen ausführlich auseinandergesetzt; hierauf kann er im vor­
liegenden Fall Bezug nehmen. Herschel, der zunächst die Auffas­
sung des Senats im Falle der Übertragung eines Betriebsteils für 
vertretbar ansah (Anm. zum Urteil des Senats vom 2. Oktober 
1974, AuR 1975, 382 ff.) meint jetzt, bei '? 6 13 a BGB handele es 
sich um einen "ex lege eintretenden arbeitsrechtlichen Reflex” 
der Betriebsübernahme, der sich außerhalb der Willensbildung
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sämtlicher Beteiligter vollziehe (Anm. zur Entscheidung des Se­
nats vom 6. Februar 1980, AP Nr, 21 zu £ 613 a BGB). Mit dem 
wichtigsten Argument des Senats, der persönlichen Natur der Ar­
beitsleistung (£ 613 Satz 2 BGB) setzt sich Herschel aber nicht 
auseinander. Entgegen seiner Auffassung hat der Senat auch nie 
ausschließlich auf Arbeitnehmerinteressen abgestellt. Er hat 
vielmehr auf den mit £ 613 a Abs. 1 BGB bezweckten Schutz der 
Arbeitnehmer hingewiesen. Die Entstehungsgeschichte dieser Norm 
zeigt, daß allein die Freiheit des Betriebserwerbers beseitigt 
werden sollte, die Übernahme einzelner Arbeitnehmer abzulehnen. 
Schließlich können die beteiligten Arbeitgeber ihre Interessen 
dadurch sichern, daß sie Arbeitnehmer, die von einem Betriebs­
übergang betroffen sind, vertraglich binden.

Der mit dem EG-Anpassungsgesetz vom 13« August 1980 einge­
fügte f 613 a Abs. 4 BGB rechtfertigt ebenfalls keine andere 
Beurteilung. Nach dieser Bestimmung ist nur die vom Arbeitgeber 
erklärte Kündigung unwirksam, die allein wegen des Übergangs ei­
nes Betriebs oder Betriebsteils ausgesprochen wird. Da das Recht 
zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus anderen Gründen unbe­
rührt bleibt (? 613 a Abs. 4 Satz 2 BGB), kann der bisherige 
Arbeitgeber aus betriebsbedingten Gründen kündigen, falls er den 
Arbeitnehmer nach Veräußerung des Betriebs oder Betriebsteils 
nicht mehr beschäftigen kann. Eher spricht der Umstand, daß der 
Gesetzgeber § 6 13 a Abs. 1 Satz 1 BGB unverändert gelassen hat, 
dafür, daß er diese Bestimmung in der Auslegung weiter angewendet 
wissen will, die sie durch die Rechtsprechung des Bundesarbeits~ 
perichts seit 1974 erfahren hatte.
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3. Das Widerspruchsreoht eines Arbeitnehmers kann nicht davon 
abhängen, ob er, wie das Berufungsgericht meint, dafür einen 
"beachtlichen Grund" hat. Für die Berechtigung eines Widerspruchs 
gibt es keinen allgemeingültigen Maßstab. Darüber, ob er dem 
Übergang des Arbeitsverhältnisses widersprechen will, entscheidet 
allein der Arbeitnehmer. Er muß die Gründe und das mit einem V7i — 
derspruch verbundene Risiko eigenverantwortlich beurteilen.

Richtig ist, wie das Berufungsgericht meint, daß der Ar­
beitsvertrag der Klägerin mit der Beklagten dieser keine zusätz­
lichen Vorteile im Vergleich zu einem Arbeitsvertrag mit dem 
Kaufmann B gewährte. Das ist immer so. Das Gesetz geht
davon aus, daß sich der Inhalt des Arbeitsverhältnisses durch den 
Übergang auf einen neuen Arbeitgeber nicht ändert. Dennoch läßt 
es den Widerspruch zu. Die Gründe, aus denen der Arbeitnehmer dem 
Übergang seines Arbeitsverhältnisses widerspricht, brauchen nicht 
wirtschaftlicher Art zu sein, auch Gründe in der Person des neuen 
Arbeitgebers kommen in Betracht. Selbstverständlich geht ein Ar­
beitnehmer, der dem Übergang seines ArbeitsverhSltnisses auf ei­
nen neuen Arbeitgeber widerspricht, ein Risiko ein. Er muß damit 
rechnen, daß der bisherige Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis 
kündigt, weil er den Arbeitnehmer nicht mehr weiterbeschäftigen 
kann. Auch das rechtfertigt aber noch nicht, jedem Arbeitnehmer 
das Widerspruchsrecht zu nehmen mit der Begründung, er habe sich 
"der Wohltat des § 613 a BGB begeben".

ä. Danach muß das angefochtene Urteil, das der Klägerin das 
Recht zum Widerspruch gegen den Übergang ihres Arbeitsverhält-
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nisses nicht zugebilligt hat, aufgehoben werden.

III. Ob die Klägerin dem Übergang ihres Arbeitsverhältnisses auf 
den Kaufmann B rechtswirksam widersprochen hat, steht
noch nicht fest. Dazu sind weitere tatsächliche Feststellungen 
erforderlich.

1. Das Berufungsgericht wird davon ausgehen können, daß die 
Klägerin den Widerspruch rechtzeitig erklärt hat.' Zwar kommt im 
Regelfall ein Widerspruch nur bis zu dem Zeitpunkt in Frage, zu 
dem der Betrieb auf den neuen Inhaber übergeht (vgl. BAG Urteil 
vom 17. November 1977 - 5 AZR 618/76 - AP Nr. 10 zu ? 613 a 
BGB, zu I 2 a der Gründe). Ein späterer Widerspruch ist dann un- 
beachtlich. Dabei setzt der Senat jedoch voraus, daß der Arbeit­
geber den Arbeitnehmer rechtzeitig von dem bevorstehenden Be­
triebsübergang unterrichtet und eine Erklärungsfrist in Gang 
setzt. Hier hatte die beklagte Arbeitgeberin die Klägerin erst am 
28. Juli 1981 davon unterrichtet, daß der Betriebsteil, in dem 
sie bisher beschäftigt wurde, nämlich die Boutique "A " auf
einen neuen Inhaber übergegangen sei. Diese verspätete Unter­
richtung hatte sicher ihre Ursache darin, daß die Klägerin zuvor 
drei Wochen in Urlaub war. Das kann ihr aber nicht zum Nachteil 
gereichen. Sie ist auf die Unterrichtung durch den Arbeitgeber 
angewiesen. Als sie unterrichtet wurde, hat sie sofort wider­
sprochen. Das war also in jedem Falle rechtzeitig.

2. Bedenken gegen die Wirksamkeit des Widerspruchs ergeben sich 
jedoch aus Gründen, die das Berufungsgericht bisher noch nicht
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a) Ein Widerspruch kommt nicht mehr in Fräße, wenn sich der 
Arbeitnehmer und der bisherige Arbeitgeber darüber einig waren, 
daß das Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers auf den neuen Be­
triebsinhaber übergehen soll. Eine solche Vereinbarung schließt 
einen späteren Widerspruch des Arbeitnehmers aus. Die gleiche 
Wirkung könnte auch eine einseitig vom Arbeitnehmer erklärte Zu­
sage haben, er werde dem Übergang des Arbeitsverhältnisses auf 
den neuen Betriebsinhaber nicht widersprechen. Mit einem entgege: 
dieser Zusage später erklärten Widerspruch würde sich der Ar­
beitnehmer mit voraufgegangenen eigenen Erklärungen in Wider­
spruch setzen. Dies wäre ein Verstoß gegen Treu und Glauben, wen: 
sich der Arbeitgeber auf die voraufgegangene zustimmende Erklä­
rung des Arbeitnehmers verlassen durfte und sich darauf auch 
eingerichtet hatte (? 242 BGB).

Schließlich kann der Übergang des Arbeitsverhältnisses auev 
zwischen dem Arbeitnehmer und den beiden Arbeitgebern vereinbart 
werden. Diese Gestaltungsmöglichkeit, wie sie vor dem Inkraft­
treten des ? 613 a BGB bestand, bleibt den Parteien neben § 613 i 
BGB und außerhalb seines Anwendungsbereichs (vgl. zu den recht­
lichen Möglichkeiten vor Inkrafttreten des ? 613 a BGB Urteil de: 
Senats vom 2. Oktober 1974 - BAG 26, 301, 305 = AP Nr. 1 zu 
£ 613 a BGB, zu III 2 der Gründe).

b) Ob die Klägerin ihren Widerspruch vom 28. Juli 19 8 1 danach 
noch rechtswirksam erklären konnte, wird das Berufungsgericht
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noch zu prüfen haben. Dabet wird es zunächst klären müssen, wel­
che Behauptungen die Beklagte dazu im einzelnen aufstellen will; 
der bisherige Sachvortrag ist in sich widersprüchlich. Erst dann 
wird das Berufungsgericht tatsächlich feststellen können, ob und 
wie sich die Klägerin in der Vergangenheit zu einem möglichen 
Übergang ihres Arbeitsverhältnisses auf den Kaufmann B 
geäußert hatte, und ob sie wegen dieser früheren Erklärungen am 
28. Juli 1981 gehindert war, dem Übergang ihres Arbeitsverhält­
nisses zu widersprechen.

Dr. Thomas Dr. Heither Michels-Holl
Arntzen Nipperdey
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